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Das Volk und „seine" Strafbedürfnisse 

Es ist gängige Auffassung, daß „das Volk" eine liberale Kriminalpolitik nicht 
mitträgt, vielmehr eine harte Gangart gegenüber Straftätern dringend ver­
langt. Insgesamt wird die Allgemeinheit als von hohen Strafbedürfnissen 
geprägt vorgestellt, Umfragen ergeben dies so. Wir wollen solche Einstel­
lungen gar nicht bezweifeln, aber fragen, wie sie zustande kommen: Sind 
sie gleichsam urwüchsig vorhanden oder das Ergebnis erfolgreicher Kon­
ditionierung, am Ende durch die Strafpraxis? Wenn diese also das gefähr­
dete Rechtsvertrauen der Bevölkerung oder Genugtuungsbedürfnisse der 
Opfer als Begründung für harte Strafen heranzieht, folgt sie der „Stimme 
des Volkes", oder hat sie ihre eigene Stimmung dort erfolgreich unterge­
bracht, um sie bei Bedarf legitimierend abrufen zu können? 
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Ein Beispiel. Ein Gericht erwog, einen kleinen Straftäter zu einer kurzen 
Freiheitsstrafe ohne Bewährung zu verurteilen, was gesetzlich nur möglich 
ist, wenn die „ Verteidigung der Rechtsordnung" dies verlangt, und das heißt 
allgemein, wenn ohne eine solche Verurteilung das Vertrauen der Bevöl­
kerung in den Schutz der Rechtsordnung erschüttert werden könnte. Dies 
ist ermittelbar, doch wurde ein entsprechender Beweisantrag der Verteidi­
gung mit der Begründung abgelehnt, daß es auf die Meinung der Allge­
meinheit nicht ankäme, sondern auf die eines „verständigen Beobachters", 
in den sich der Richter hineinzuversetzen habe, um das Rechtsvertrauen zu 
ermitteln. Der imaginierte Beobachter ist natürlich niemand anders als der 
Richter selbst, der also in sich hineinhört (und konkret, wie anders, zu dem 
Ergebnis kam, daß das Rechtsvertrauen bei einer Bewährungsstrafe leiden 
würde). Es geht hier nicht um solche nachgerade autistische Argumentati­
onsfiguren von Juristen, sondern um die Beobachtung, daß das Volk, in des­
sen Namen angeblich Recht gesprochen wird, hierbei nur stört, jedenfalls 
dann, wenn es hinter den Strafansprüchen der Justiz zurückbleibt. 

Und so gibt es eine Vielzahl kriminologischer Forschungen, die das allge­
genwärtige Strafbedürfnis der Bevölkerung als Mythos entlarvt hat. Es exi­
stiert an der Oberfläche, aber es kommt vermutlich dadurch zustande, daß 
das Repertoire von Reaktionen im Falle von Normübertretungen auf die 
Strafandrohung und die Bestrafung reduziert ist, daß man das Strafen ( = 
das Zufügen von Übel und Leid) zum moralischen Handeln gemacht hat, 
und daß eine auf Hochtouren laufende Produktion von Normen ebenso wie 
eine Ausweitung der Strafbarkeit durch exzessive Auslegung von Tatbe­
ständen für immer kleinere straffreie Handlungsräume sorgt -wie soll man, 
derart konditioniert, nicht auf Strafe kommen und diese dann auch fordern, 
wenn man etwas mißbilligt? 

Daß Strafe repressiv ist, ist beabsichtigt; daß sie auch aggressiv ist, geht dabei 
unter. Angestrebt wird die Herstellung des Rechtsfriedens, der pure Ab­
straktion bleibt, wenn nicht gleichzeitig der soziale Frieden erreicht werden 
soll. Doch die Justiz kümmert sich wenig hierum, geht es ihr doch, weitge­
hend losgelöst von sozialen Erwägungen, um Rechtsgeltung. Und deswe­
gen kann es passieren, daß sie zum Unfrieden beiträgt-eben durch die Strafe, 
sollten sich die vorliegenden Befunde stabilisieren, wonach eine ihrer 
wesentlichen Konsequenzen ein erhöhtes Rückfallrisiko ist. 

Wenn es etwas gibt, das eher zum Rechtsfrieden und zum sozialen Frieden 
beitragen kann, dann ist es die Wiedergutmachung. Die bisherigen For­
schungen haben übereinstimmend ihre weite Akzeptanz gegenüber der 
Strafe in der Bevölkerung erbracht. Das Wesen der Strafe ist ja, daß sie den 
Verstoß gegen ein abstraktes Rechtsgut ahndet; Wiedergutmachung besteht 
darin, daß die konkret beschädigte Sache wiederbeschafft oder materiell 
ausgeglichen wird, oder daß eine verletzte Person durch den Täter einen 
persönlichen Ausgleich erfährt. Denkbar ist auch eine Entschuldigung, sicht­
bare Reue oder die Bereitschaft, sich die Vorwürfe oder die Situation des 
Opfers anzuhören, ohne gleich Rechtfertigungen oder Neutralisierungen 
zu bemühen, wie sie vor Polizei und Gericht üblich sind. Tatsächlich wei­
sen alle bisherigen Erkenntnisse darauf hin, daß in der Bevölkerung der Straf­
anspruch weichen würde, wenn eine Wiedergutmachung als Alternative zur 
Verfügung stünde, manchmal weniger oder gar nicht (bei den besonders 
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schweren Delikten, z.B. bei Vergewaltigung, Raub, gefährlichen Körper­
verletzungen, vorsätzlichen Tötungen mit zusammen 2,4% der registrier­
ten Kriminalität im Jahre 1992; häufig auch nicht bei Wohnungseinbruch= 
3,2% ), doch in breitem Ausmaß bei der Masse der Kriminalität. Wieder­
gutmachung ist mit anderen Worten akzeptierter, weil friedfertiger und zivi­
lisierter als eine Reaktion, die dem ebenso einfallslosen wie einfältigen Reiz­
Reaktions-Schema von Straftat und Strafe folgt. (Daß bei weitem nicht jede 
Straftat für eine Wiedergutmachung geeignet ist, ändert nichts an der Grund­
problematik ihres Verhältnisses zur Strafe.) 

Die Justiz sieht dies, soweit sie befragt wurde oder sich an Täter-Opfer­
Ausgleichs-Programmen beteiligen soll, ganz anders. Die Akzeptanz der 
alternativen Wiedergutmachung ist bei ihr denkbar gering, als würde ihr 
damit etwas genommen werden, während ihr in Wirklichkeit etwas gege­
ben werden würde. Dabei brauchte auf den Aspekt der Rechtsgeltung nicht 
verzichtet zu werden, da die Wiedergutmachung (auch wenn sie zivilrecht­
lich ohnehin geschuldet wird) im Bewußtsein der Bevölkerung die rechts­
bewahrende Kraft besitzt ( ein uraltes Erbe wird wieder wach: auch früher 
einigten sich Opfer und Täter auf Restitution, welche die Elemente der Wie­
dergutmachung wie der Sühne in sich aufnahm; das heutige Schmerzens­
geld erinnert noch daran). 

Und dies alles gilt auch, und erst recht, für das Opfer. Es möchte zum einen 
von Polizei und Justiz ernstgenommen werden. Und es möchte zum ande­
ren Wiedergutmachung, in erster Linie durch den Täter, nicht durch des­
sen Bestrafung. Doch das Opfer bekommt sie nicht, im Gegenteil: Zivilge­
richte haben es schon geschafft, das Schmerzensgeld unter Hinweis auf die 
strenge Bestrafung des Täters zu kürzen, da das Genugtuungsbedürfnis des 
Opfers hiermit teilweise schon befriedigt worden sei. Dieses erhält also Steine 
statt Brot, und einmal mehr wird an den realen Bedürfnissen der unmittel­
bar Betroffenen vorbei entschieden, bzw. sie werden durch rechtliche 
(eigene) Bedürfnisse ersetzt. 

Wo also die eigentlichen Strafbedürfnisse liegen? Die Verwalter des offizi­
ellen Strafanspruchs haben sich ihre eigenen Wirklichkeiten geschaffen. Bei 
ihnen ist das Strafen weitgehend zum Selbstzweck geworden, zumindest hat 
man sich von dem gelöst, was an Straf- oder besser Konfliktkultur in der Gesell­
schaft auch möglich wäre. Vielleicht ist es eine Kultur, die weite (durchaus 
nicht alle) Teile der offiziellen Strafphilosophie und -praxis ihrer Legitima­
tion berauben würde. Keine Frage, daß sie dann und deshalb nicht sein dürfte. 

Klaus Sessar, Hamburg 
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